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  21. Einleitung 
 
Derzeit beherrscht das Problem einer ineffizienten Nutzung der knappen Ressource Grund 
und Boden die politische und wissenschaftliche Diskussion. Die Siedlungs- und Verkehrs-
fl￿che nimmt derzeit in Deutschland um etwa 120 ha/T zu; am Ende des letzten Jahrzehnts 
standen, bezogen auf das fr￿here Bundesgebiet, jedem Einwohner 520 m† Siedlungsfl￿che 
zur Verf￿gung (1950: 350 m†). Vor allem in den Siedlungsbereichen des l￿ndlichen Rau-
mes ist nach derzeitigem Kenntnisstand bis zum Jahre 2010 mit einer Zunahme der Sied-
lungsfl￿che bis zu 1.000 m†/Einwohner zu rechnen.  
 
Sucht man nach den Verursachern des ￿Fl￿chenfra￿es￿, sind die Boden in Anspruch neh-
menden Akteure unschwer zu identifizieren: Sowohl Gewerbebetriebe im Rahmen ihrer 
betrieblichen Expansionsentscheidung als auch Privateigent￿mer hinsichtlich des Eigen-
heimbaus (als Selbstnutzer) bzw. des Geschosswohnungsbaus (als Anleger) sind die ￿ber-
wiegenden Konsumenten bisher baulich noch nicht in Anspruch genommener Fl￿chen. Mit 
eine Ursache hierf￿r ist das von dem Bundesamt f￿r Bauwesen und Raumordnung heraus 




Kaum beachtet wird in der Fachdiskussion indes, dass mit dem Problem des Fl￿chen- und 
Landschaftsverbrauchs nicht zuletzt verteilungspolitische Aspekte verbunden sind: F￿r 
junge Familien besteht in dem Eigenheim an der Siedlungskante oftmals der einzig gang-
bare ￿ und finanzierbare ￿ Weg, Eigentum zu bilden. Daraus folgt, dass die Zugangschan-
cen zum unvermehrbaren sowie unentbehrlichen Grund und Boden, dessen Nutzung nicht 
dem un￿bersehbaren Spiel der freien Kr￿fte und dem Belieben des Einzelnen vollst￿ndig 
￿berlassen werden darf
2, h￿chst ungleich verteilt sind.  
 
Es fehlen bezugsfertige Eigenheime ￿ insbesondere solche auf innerst￿dtischen Arealen ￿ 
und gro￿e Wohnungen innerhalb des zentrumsnahen Siedlungsk￿rpers unter Einhaltung 
st￿dtebaulich vertr￿glicher Dichte. Um den Freiraum im Au￿enbereich vor weiterer bauli-
cher Inanspruchnahme zu sch￿tzen, muss eine Vielzahl potenzieller Erwerber daf￿r ge-
wonnen werden, ihre Bauma￿nahmen auf einer Brachfl￿che (innerst￿dtische Reservefl￿-
                                                 
1 Siehe www.bbr.bund.de/raumordnung/siedlung/bodenpreise2001.htm (22.4.2004) 
 
2 Vgl. BVerfGE 21, S. 73. 
  3che) bzw. auf einem Recyclinggrundst￿ck unter dem Einsatz einer ￿berblickbaren Kapi-
talmenge zu realisieren. Es stellt sich die Frage, ob jenes skizzierte st￿dtebauliche und bo-
denpolitische ￿ im Grunde ￿bodenreformerische￿ ￿ Ziel begleitend durch ein weithin un-
bekanntes respektive in Vergessenheit geratenes, im Rahmen einer aktiv-
vorausschauenden Vertragsgestaltung jedoch effizient einsetzbares Instrument zu l￿sen ist, 
und zwar durch das Erbbaurecht.  
 
Die Erfordernisse f￿r eine Analyse derartiger ￿alternativer Rechtsinstrumente￿ ergibt sich 
durch die in der Praxis erkannten Hemmnisse f￿r ein kommunales Brachfl￿chenrecycling, 
die aus der Perspektive mancher St￿dte in dem Verhalten der Grundeigent￿mer zu suchen 
sind (Eigentumsverh￿ltnisse, ￿Eigentumsblockade￿ und Altlasten)
3. Gleichzeitig kommt 
den Kommunen eine Schl￿sselrolle hinsichtlich der ￿Trendwende￿ bei der Fl￿cheninan-
spruchnahme zu; daher muss in erster Linie auf der kommunalen Ebene angesetzt werden, 
um Entwicklung und Wiedernutzung innerst￿dtischer Brachfl￿chen Erfolg versprechend 
betreiben zu k￿nnen, denn dort werden die Weichen f￿r oder gegen eine Beschr￿nkung des 
Fl￿chenverbrauchs gestellt. Als g￿nzlich herausgehoben und in der Literatur unstrittig ist 
daher die Erforderlichkeit kommunaler Planung f￿r eine wirkungsvolle Umsetzung der 
Fl￿chenrecyclingstrategien und Integration der Nachnutzung vorhandener Grundst￿cke in 




Dezentrale Steuerungselemente stehen ferner hinsichtlich ihrer Wirkung als ￿Zukunfts-
steuerung￿ notwendig im Spannungsfeld zwischen ￿ffentlichem Recht und Privatrecht. 
Sinnbehaftet ist eine Integrierung privatrechtlicher Elemente in ein System der Fl￿chenre-
vitalisierung nicht zuletzt aus dem Grunde, dass bei staatlichen Strategien eine kontinuier-
lich weniger trennscharf sich heraus bildende Unterscheidung zwischen ￿ffentlichen Steue-




                                                 
3 Deutsches Institut f￿r Urbanistik, Fl￿chenrecycling als kommunale Aufgabe 2001, S. 75 f. 
 
4 Apel et al., Szenarien und Potenziale einer nachhaltig fl￿chensparenden und landschaftsschonenden Sied-
lungsentwicklung 2001, S. 234 ff. 
 
5 Instruktiv mit weiteren Beispielen dazu Kloepfer, Planung und prospektive Rechtswissenschaft. In: Erbguth 
et al., Planung, Festschrift f￿r Hoppe 2000, S. 111 ff. 
 
  4Daneben sind indes durch den Staat nicht nur zivilrechtliche Handlungsszenarien zu ent-
werfen, sondern es sind im Hinblick auf das Fl￿chenschongebot privatrechtliche und de-
zentrale ￿ in diesem Sinne autonome ￿ Bodennutzungs- und Bodenordnungsrechte als 
Selbststeuerungsrechte f￿r eine nachhaltige Fl￿chennutzung aufzufassen. Privatautonome 
Vertragsgestaltungen sind hierbei umfassend f￿r eine Implementation innovativer Fl￿chen-
nutzungssteuerungen zu konzipieren.  
 
2.  Historische Entwicklung, Begriffsbestimmung und Begrün-
dung des Erbbaurechts  
2.1 Historische  Entwicklung 
Bei einer Untersuchung der Frage, was das Institut des Erbbaurechts u. a. f￿r eine effizien-
te lokale Brachfl￿chenrevitalisierung zu leisten vermag, ist ein kurzer geschichtlicher Ab-
riss hilfreich. Historisch betrachtet, kann man von einer althergebrachten Form der Bebau-
ung sprechen, denn bereits das r￿mische Recht kannte die superficies, also die dinglichen 
Baurechte auf fremdem Boden gegen Zahlung eines Entgelts (solarium); das Erbbaurecht 
ist damit als ein Rechtsinstitut des r￿mischen Rechtskreises zu begreifen.   
 
Im Deutschen Recht des Mittelalters existierte mit der Bau- und Erbleihe ein vergleichba-
res Rechtsinstrumentarium zur Steuerung der Bodennutzung
6, welches bei der Genese vie-
ler deutscher St￿dte eine nicht unbetr￿chtliche Rolle spielte. Die Gemeinden erwarben den 
Boden und stellten ihn den ￿Baulustigen￿ zur Verf￿gung
7, gegen Zahlung eines Jahreszin-
ses hatte der Berechtigte ein vererbliches, indes unver￿u￿erliches Recht an der ￿Baustelle￿ 
                                                 
6 In der Schweiz und in ￿sterreich verzichtet man auf die entbehrliche Vorsilbe ￿Erb￿ und nennt es treffend  
￿Baurecht￿; die Bezeichnung ￿Erbbaurecht￿ findet ihren Ursprung in der ￿st￿dtischen Bauleihe￿ (auch ￿Bo-
denleihe￿ genannt, siehe Fn. 8) des deutschen Rechts des Mittelalters, die lediglich ein vererbliches Bau- und 
Nutzungsrecht darstellte, das nicht ver￿u￿ert werden konnte. Siehe dazu v. Oefele / Winkler, Handbuch des 
Erbbaurechts, 3. Aufl. 2003, Rdnr. 1.1. 
 
7 Dransfeld, Blicke ins Ausland: Gro￿britannien. In: Dieterich-Buchwald / Dieterich, Boden ￿ Wem nutzt er? 
Wen st￿tzt er? Neue Perspektiven des Bodenrechts 1997, S. 126 u. Fn. 7: In Gro￿britannien stellt das ver-
gleichbare ￿building lease￿ ein wichtiges kommunales Element f￿r die Vergabe der Nutzungsrechte an st￿d-
tischem Grundeigentum dar. Mit der Einbettung in ein ￿leasehold system￿ sowie der damit einher gehenden 
Differenzierung zwischen Haus- und Grundeigentum ist zugleich eine andere Wertsch￿tzung des Grund und 
Bodens als in Deutschland verkn￿pft. Das leasehold system ist dominiert durch zwei wesentliche, auf dem 
Bodenmarkt dominierende Akteure, den ￿freeholder￿ und den ￿leaseholder￿. Dem freeholder stehen als Ei-
gent￿mer s￿mtliche Verf￿gungs- und Nutzungsrechte zu, w￿hrend der leaseholder f￿r eine bestimmte, durch 
privatrechtliche Vereinbarungen festgelegte Zeit das exklusive Nutzungsrecht des freeholders erwirbt, der 
sich nach dem Vertragsabschluss in einen ￿landlord￿ (Obereigent￿mer) wandelt, w￿hrend der leaseholder 
zum ￿tennant￿ wird; das leasehold vermag hierbei frei transferiert zu werden, und es k￿nnen an einem einzi-
gen Grundst￿ck wiederum Untervertragsverh￿ltnisse (￿subsidiary leaseholds￿) begr￿ndet werden. 
 
  5und Nutz- bzw. Untereigentum an dem Bauwerk inne. Rechtsgeschichtlich wurde im wei-
teren Verlauf dieses Recht in ein Volleigentum umgewandelt und der Zins als Reallastbe-
rechtigung ausgestaltet; nach der Rezeption des r￿mischen Rechts wurden die superficies 




Das B￿rgerliche Gesetzbuch (BGB) hielt das Erbbaurecht demgegen￿ber augenscheinlich 
f￿r ￿praktisch unbedeutend￿ und traf zu diesem Rechtsinstitut in den §§ 1012 bis 1017 nur 
h￿chst rudiment￿re Regelungen, au￿er acht lassend, dass es sich bei dem Erbbaurecht nicht 
um ein ￿berkommenes mittelalterliches Relikt bzw. ￿Rechtsfossil￿ handelte, sondern viel-
mehr auf Grund praktischer Notwendigkeiten des Bodenmarkts um ein eingef￿hrtes und 
vielfach mit Erfolg erprobtes Rechtsinstrument
9. Seit 1919 ist das Erbbaurecht nunmehr in 
der Erbbaurechtsverordnung (ErbbauVO) kodifiziert. 
 
Stets war das Erbbaurecht auch ein Bestandteil der Vorschl￿ge zur Reform der Bodenord-
nung
10; diese Vorschl￿ge wurden erstmals relevant in der deutschen Reformbewegung (ei-
ner der Hauptprotagonisten war Adolf Damaschke), die zu Anfang des 20. Jahrhunderts 
parallel die Einf￿hrung der Grundsteuer anstrebte, weitere Reformvorschl￿ge bis hin zur 
Kommunalisierung des Bodens einschlie￿lich nachfolgender Verpachtung und Vergabe 
mit Erbbaurechten unterbreitete und aus diesem Grunde eine ￿Novellierung￿ der Regelun-
gen der §§ 1012 bis 1017 des B￿rgerlichen Gesetzbuchs forderte
11. 
 
Mitte der 1970er Jahre wurde dann ￿ber eine Reanimation des Erbbaurechts im Kontext 
ordnungs- und planungsrechtlicher Verf￿gungsbeschr￿nkungen zur Regulierung des Bo-
denmarkts nachgedacht; Einigkeit herrschte dar￿ber, dass nur ein kombiniertes Instrumen-
tarium ￿ heute als ￿Instrumentenmix￿ etikettiert ￿ verschiedener, sich erg￿nzender Rege-
lungen und Ma￿nahmen geeignet sei, die Schl￿sselstellung der Bodennutzung auf ange-
messene Weise zu ber￿cksichtigen. Hinzuweisen ist hier insbesondere auf die dem Erbbau-
                                                 
8 Dazu ausf￿hrlich Erman, Handbuch der Staatswissenschaften, Band 3, 4. Aufl. 1923, S. 774 f.; v. Gierke, 
Deutsches Privatrecht, Band 2, 1905, S. 615. 
 
9 Siehe v. Oefele / Winkler (Fn. 6), Rdnr. 1.2. 
 
10 Umfassend Bohnsack, BlGBW 1971, S. 161 ff.; Gerardy, Gemeinn￿tziges Wohnungswesen 1966, S. 35. 
 
11 Knothe, Das Erbbaurecht 1987, S. 67 ff. 
 
  6recht vergleichbare Variante zur Fl￿chennutzungssteuerung, nach der sich die aufstehenden 
Geb￿ude im ￿ zeitlich befristeten ￿ Volleigentum der Nutzungseigent￿mer (Nutzungsei-
gentum) befinden sollen, w￿hrend den Kommunen das Verf￿gungseigentum ￿ber die 
Grundfl￿chen zugesprochen wird
12. Den hiergegen mit Blick auf Art. 15 GG (entsch￿di-
gungspflichtige Sozialisierung von Grund und Boden) ge￿u￿erten Bedenken konnte frei-
lich relativierend entgegen gehalten werden, dass der unternommene Vorschlag zur Schaf-
fung eines gemeindlichen Bodenmarktmonopols (Erwerb und Ver￿u￿erung der Grundst￿-
cke nur ￿ber die Kommune) zur Steuerung der Fl￿chennutzung durchaus geeignet sei
13. 
 
F￿r das Territorium der neuen Bundesl￿nder ist im Rahmen des Erbbaurechts das Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz
14 insofern von Bedeutung, als es die tats￿chlichen Rechtsverh￿lt-
nisse an Grundst￿cken in der ehemaligen DDR dem Rechtssystem der Bundesrepublik 
anpasste und wahlweise die Begr￿ndung von Erbbaurechten an Geb￿uden vorsah, die auf 
volkseigenen Grundst￿cken errichtet oder auf sonstige Weise einer staatlichen Verwaltung 




Nach § 1 Abs. 1 der Erbbaurechtsverordnung (ErbbauVO) stellt das Erbbaurecht ein Recht 
dar, auf einem fremden Grundst￿ck ein Bauwerk zu errichten und zu unterhalten; das 
Bauwerk ist dabei Teil des zwingenden gesetzlichen Inhalts des Erbbaurechts sowie als 
dessen wesentlicher Teil zu betrachten
16. In der Praxis wird zwischen ￿Bauwerk￿ und 
￿Geb￿ude￿ differenziert: Ein Bauwerk ist nach gefestigter h￿chstrichterlicher Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs (BGH) eine (unbewegliche) durch Verwendung von Arbeit 
und bodenfremdem Material in Verbindung mit dem Erdboden hergestellte Sache
17, ein 
                                                 
12 Im Hinblick auf das Problem des Fl￿chenverbrauchs bereits aus der ￿Fr￿hzeit￿ Vogel, NJW 1972, S. 1544, 
1547. 
 
13 Breuer, Die Bodennutzung im Konflikt zwischen St￿dtebau und Eigentumsgarantie 1976, S. 4 f. 
 
14 Gesetz zur Sachenrechtsbereinigung im Beitrittsgebiet (Sachenrechtsbereinigungsgesetz) v. 21. 9. 1994, 
BGBl. I, S. 2457. 
 
15 v. Oefele / Winkler (Fn. 6), Rdnrn. 7.3 ff. 
 
16 Das Bauwerk muss nach § 1 Abs. 2 ErbbauVO wirtschaftlich die Hauptsache bleiben. 
 
17 RGZ 56, S. 41, 43; BGHZ 57, S. 60, 61=NJW 1971, S. 2219; BGHZ 117, S. 19, 25=NJW 1992, S. 1681; 
Ingenstau / Hustedt, Kommentar zum Erbbaurecht, 8. Aufl. 2001, § 1 Rdnr. 61; Palandt / Bassenge, B￿rgerli-
ches Gesetzbuch, 61. Aufl. 2002, § 1 ErbbauVO Rdnr. 7. 
 
  7Gebäude nach Auffassung des BGH ein Bauwerk, das durch r￿umliche Umfriedung Schutz 
gew￿hrt und den Eintritt von Menschen gestattet
18. Bauwerke k￿nnen hierbei H￿user, Tun-
nel, Br￿cken, Denkm￿ler oder Stra￿en sein und selbst Freizeiteinrichtungen wie Golfpl￿tze 
darstellen
19. Diese sprachliche Unterscheidung ist insofern nicht g￿nzlich ohne Bedeutung, 
als man damit den liegenschaftstechnisch breit gefassten Anwendungsbereich des Erbbau-
rechts aufzuzeigen in der Lage ist.  
 
Das Erbbaurecht ist in sachenrechtlicher Hinsicht einerseits ein dingliches Recht an einer 
fremden Sache, dem belasteten Grundst￿ck, also ein beschr￿nktes dingliches Recht. Dies 
ergibt sich aus dem Gesetzeswortlaut: ￿(￿) Ein Grundstück kann in der Weise belastet 
werden (￿)￿ (§ 1 Abs. 1 ErbbauVO). Die Einordnung als beschr￿nktes dingliches Recht 
kennzeichnet aber nur die eine Seite des Erbbaurechts. Auf der anderen Seite ist das fest 
mit diesem Recht verbundene Bauwerk Grundst￿cksbestandteil und geh￿rt folgerichtig 
zum Grundst￿ckseigentum (vgl. §§ 93, 946 BGB). Das Bauwerk wird Bestandteil des Erb-




An dem Bauwerk entsteht somit ein von dem Grundst￿ck losgel￿stes Eigentum, welches 
untrennbar mit dem Erbbaurecht verbunden ist; die Bestellung eines Erbbaurechts an ei-
nem Grundst￿ck, das nicht (wieder-)bebaut werden soll, ist ausgeschlossen
21. Das Erbbau-
recht ist mithin weder lediglich ein Benutzungsrecht oder nur ein beschr￿nktes dingliches 
Recht, noch entsteht ein geteiltes Eigentum oder Miteigentum zwischen dem Grundst￿cks-
eigent￿mer und dem Erbbauberechtigten
22. Vielmehr werden wesentliche Inhalte des 
Grundst￿ckseigentums von diesem getrennt und in einem grundst￿cksgleichen Recht
23 
verselbstst￿ndigt, das ￿bertrag- und belastbar sowie untrennbarer Bestandteil des Bau-
                                                 
18 BGH DB 1972, S. 2298; Palandt / Bassenge (Fn. 17), § 1 Rdnr. 7. 
 
19 BGH NJW 1992, S. 1681; KG OLGRspr. 10, S. 410 f. 
 
20 Siehe dazu unten Kap. 5. 
 
21 Ingenstau / Hustedt (Fn. 17), § 1 Rdnr. 16 ff. 
 
22 v. Oefele / Winkler (Fn. 6), Rdnr. 1.29. 
 
23 Ein solches grundst￿cksgleiches Recht erf￿hrt z. B. im Baugesetzbuch durch § 200 Abs. 2 eine Gleichstel-
lung mit den f￿r Grundst￿cke geltenden Vorschriften des ￿ffentlichen Baurechts. Diese Einordnung ist not-
wendige Voraussetzung f￿r die Geeignetheitspr￿fung des Erbbaurechts als dezentrales kommunales Fl￿chen-
nutzungssteuerungselement.  
 
  8werkseigentums ist und von dem BGH als ￿wirtschaftlich eigentums￿hnlich￿ bezeichnet 
wird
24. Man wird es ferner als umfassendes Nutzungsrecht interpretieren k￿nnen, das eine 
Vererbung von Bauwerken zul￿sst und analog zum Grundst￿ckseigentum einer Ver￿u￿e-
rung zugef￿hrt zu werden vermag. Belastbar ist es im ￿brigen mit Hypotheken, Grund-
schulden, dem Nie￿brauch, einem Wohnungsrecht sowie mit sonstigen Rechten.  
 
Der Begriff des wesentlichen Bestandteils i. S. d. §§ 93 ff. BGB setzt indes die Zuordnung 
zu einer Sache voraus. Da hier aber eine Sache (Bauwerk) Bestandteil eines Rechts (Erb-
baurecht) w￿rde, beseitigt man diesen Widerspruch durch eine Fiktion. Das Bauwerk ￿gilt￿ 
dadurch nach der gesetzlichen Formulierung als wesentlicher Bestandteil des Erbbaurechts 
i. S. d. §§ 93 ff. BGB
25. Kennzeichen dieser Variante der Grundfl￿chenbewirtschaftung ist 
mithin eine nicht nur wirtschaftliche, sondern auch rechtliche Trennung in Grundst￿cks- 
und Bauwerkseigent￿mer. 
 
Das Erbbaurecht ist zeitlich befristbar beispielsweise auf 10, 30, 50 oder 99 Jahre (bei 
kirchlicher Vergabe stellt dieser Zeitraum den Regelfall dar) ￿ damit erwirbt der Erbbaube-
rechtigte gewisserma￿en Geb￿udeeigentum nebst ￿Baurecht auf Zeit￿; eine Vergabe ist 
indes auch ohne zeitliche Limitierung durchf￿hrbar. Das Nutzungsentgelt f￿r das Erbbau-
recht stellt der Erbbauzins dar
26, der entweder monatlich oder j￿hrlich zur Auszahlung ge-
langt. 
 
F￿r eine Steuerung der Fl￿chennutzung sind folgende zwei Erbbaurechtstypen von Bedeu-
tung, und zwar: 
● Das  Eigentümererbbaurecht: Gemeint ist hier die Bestellung des Erbbaurechts f￿r 
den Grundst￿ckseigent￿mer, v. a. wenn er auf seinem Grundst￿ck eine Bauma￿-
nahme unter der Zielsetzung plant, die bauliche Anlage wegen des Erbbaurechts zu 
ver￿u￿ern
27. Als Vorteil dieser Erbbaubestellungsvariante wird regelm￿￿ig das Ar-
gument des erbbaurechtlichen Sicherungsmittels f￿r eine zu gew￿hrleistende Pro-
                                                 
24 BGH NJW 1974, S. 1137. 
 
25 Ingenstau / Hustedt (Fn. 17), § 12 Rdnr. 8. 
 
26 Siehe dazu unten Kap. 4. 
 
27 BGH LM § 1 Nr. 13 = NJW 1982, S. 2381; OLG D￿sseldorf NJW 1957, S. 1194 = DNotZ 1958, S. 423; 
OLG Hamm OLGZ 1985, S. 159; LG Wuppertal ZMR 1966, S. 52; Ingenstau / Hustedt (Fn. 17), § 1 Rdnr. 
36. 
  9jektfinanzierung ins Feld gef￿hrt, welches man mit den entsprechenden Belastun-
gen auf den Erwerber ￿bertragen kann
28.  
 
● Das  Gesamterbbaurecht: Hier handelt es sich um ein einheitliches Erbbaurecht, das 
gleichzeitig an mehreren Grundst￿cken bestellt zu werden vermag, wobei das Ei-
gentum mehreren Personen zustehen kann
29, vorausgesetzt, die betreffenden 
Grundst￿cke liegen im Zust￿ndigkeitsbereich desselben Grundbuch- und Vermes-




Das Erbbaurecht bedarf als dingliches Recht an einem Grundst￿ck zu seiner Begr￿ndung 
der Einigung der Beteiligten ￿ber seine Bestellung sowie der anschlie￿enden Eintragung 
im Grundbuch (§ 873 Abs. 1 BGB). Die Einigung als solche ist gem￿￿ dieses § 873 BGB 
materiellrechtlich formlos wirksam, jedoch nach den §§ 20 und 29 der Grundbuchordnung 
(GBO) formellrechtlich formbed￿rftig. F￿r die Bestellung kommt hierbei regelm￿￿ig der 
Abschluss eines notariellen Erbbauvertrages in Betracht, mit welchem die Verpflichtung 
des Eigent￿mers zur Bestellung sowie des (zuk￿nftigen) Erbbauberechtigten zum Erwerb 
einhergeht (§§ 11 Abs. 2 ErbbauVO, 313 BGB)
31.  
 
Die Einigung muss sich nicht nur auf die Entstehung des Erbbaurechts beziehen, sondern 
es muss dar￿ber hinaus Art, Inhalt und Umfang des dinglichen Rechts eindeutig fixiert 
werden. Gleichzeitig muss sie s￿mtliche dinglichen Vereinbarungen zum gesetzlichen In-
halt nach § 1 ErbbauVO sowie zum vertraglichen Inhalt nach den §§ 2 bis 8, § 27 Abs. 1 
und § 32 Abs. 1 ErbbauVO umfassen
32. 
 
Vor der Eintragung des Erbbaurechts hat das Grundbuchamt insbesondere zu pr￿fen, ob 
die gesetzlichen Voraussetzungen des § 1 ErbbauVO vorliegen, ergo hinsichtlich der Be-
                                                 
28 Siehe dazu v. Oefele / Winkler (Fn. 6), Rdnrn. 3.10 ff. 
 
29 BGH NJW 1976, S. 519; OLG Stuttgart EzGuG 7.40. 
 
30 Kleiber, in: Kleiber / Simon / Weyers, Verkehrswertermittlung von Grundst￿cken, 4. Aufl. 2002, Abschnitt 
VII, Rdnr. 62.  
 
31 Siehe dazu unten Kap. 5. 
 
32 Ingenstau / Hustedt (Fn. 17), § 11 Rdnr. 40. 
  10stimmtheit des Erbbaurechtsgrundst￿cks und der Mindestbestimmtheit des aufstehenden 
Bauwerks. Die Eintragung des Erbbaurechts in das gesondert anzulegende Erbbaugrund-
buch nach § 14 Abs. 1 S. 1 ErbbauVO geschieht im Anschluss an die Pr￿fung mit konstitu-
tiver Wirkung. 
 
Von entscheidender Bedeutung f￿r die Fruchtbarmachung des Erbbaurechts im Rahmen 
einer bestandsorientierten kommunalen Baulandpolitik erweist sich in der Praxis die Weite 
und Flexibilit￿t der vertraglichen Gestaltungsm￿glichkeiten, die sehr umfassend sind und 
eine F￿lle von Detailregelungen erlauben
33. Als zul￿ssig erachtet werden etwa Vereinba-
rungen, die dem Erbbauberechtigten analoge Freiheiten zu einem herk￿mmlichen Boden-
eigent￿mer zuerkennen (Baufreiheiten im Rahmen der st￿dtebaulichen Ordnung
34, 
Gebrauchs-, Vermietungs-, Belastungs- und Ver￿u￿erungsfreiheiten). Entsprechende ei-
gent￿mer￿hnliche Freir￿ume sind dem Erbbaurechtsnehmer freilich nur durch den Erbbau-




                                                 
33 Dazu v. Oefele / Winkler (Fn. 6), Rdnr. 5.10 ff.; Articus, Der langfristige Kredit, Heft 13/1999, S. 427. 
 
34 Der Grundsatz der ￿Baufreiheit￿, urspr￿nglich dem Ideengut der Aufkl￿rung sowie der Franz￿sischen 
Revolution entstammend, ist im Laufe der Zeit immer weiter relativiert worden: Der Eigent￿mer eines 
Grundst￿cks kann mit diesem keineswegs nach Belieben (vgl. § 903 BGB) verfahren, sondern muss den 
Planungsvorbehalt ber￿cksichtigen, der sich in Gestalt des ￿ffentlich-rechtlichen Planungsrechts, beispiels-
weise in der Bauleitplanung, manifestiert. Lediglich vom Grundsatz her ist das Bauen noch Teil des Grund-
eigentums, w￿hrend etwa in Italien und in Gro￿britannien (siehe Fn. 7) das Recht zur Bebauung nicht (mehr) 
zu dem jeweiligen Eigentumsrecht an dem Boden geh￿rt. Dazu Dieterich, Bodenordnung und Bodenpolitik. 
In: Jenkis, Kompendium der Wohnungswirtschaft 2001, S. 522; Breuer (Fn. 13), S. 178 ff. 
 
35 Umfassend hierzu v. Heynitz, ZfS￿ 2004, S. 26 f. 
 
  113.  Hauptanwendungsbereiche des Erbbaurechts 
3.1 Allgemeiner  Überblick 
Die traditionellen Erbbaurechtsgeber sind Kirchen, Versicherungen, K￿rperschaften des 
￿ffentlichen Rechts, staatliche Eigent￿mer, Stiftungen und in Bayern h￿ufig Brauereien, 
also Institutionen und Firmen, die aus der Geschichte heraus erhebliche Fl￿chenressourcen 
besitzen. Zahlreiche deutsche St￿dte wie Berlin, Hamburg, Kiel, L￿beck, K￿ln, Hannover, 
Frankfurt am Main oder Kaiserslautern
36, aber auch ausl￿ndische wie beispielsweise Wien, 
Stockholm oder Moskau verf￿gen ￿ber einen Bestand eigener Fl￿chen, die sie im Erbbau-
recht privaten Nutzern ￿berlassen haben respektive heute verst￿rkt ￿ber erbbaurechtliche 
Nutzungskonstruktionen verwalten
37. Erhebliche Fl￿chenrelevanz besitzt das Erbbaurecht 
dar￿ber hinaus f￿r die nieders￿chsische Stadt Wolfsburg, die die rechtliche Verfassung 
ihrer Bodennutzung in weiten Teilen ￿ber das Erbbaurecht geregelt hat
38.   
 
Unstrittig ist heute dar￿ber hinaus, dass das Erbbaurecht als Element kommunaler Bau-
landpolitik einen wichtigen Beitrag zu einer nachhaltig fl￿chensparenden und landschafts-
schonenden Siedlungsentwicklung zu leisten imstande ist: ￿Das Erbbaurecht dient der 
wirtschaftlich sinnvollen Verwertung knapper Baugrundstücke. Der Erbbauberechtigte 
braucht kein Kapital zum Erwerb des Bodens aufzuwenden, er braucht nur den jährlichen 
Zins für die Bewirtschaftung des Bodens zu bezahlen. Das zum Bau des Hauses notwendige 
Geld kann er sich durch die Beleihung des Erbbaurechts selbst beschaffen. Zugleich kön-
nen öffentliche Interessen verfolgt werden. Der Kleinwohnungsbau wird gestärkt, die Bo-
denspekulation kann gemindert werden. Bei der Vergabe des Erbbaurechts durch die öf-
                                                 
36 Derzeitig werden in der Stadt Kaiserslautern in einem erstmals initiierten Arbeitskreis ￿Bodenmanage-
ment￿, in dem neben Vertretern der einzelnen Fach￿mter auch die Vertreter der Stadtratsfraktionen vertreten 
sind, ￿berlegungen angestellt, um m￿glichst fr￿hzeitig Entwicklungspotenziale des Grund und Bodens f￿r 
die Kommune zu sichern und in diesem Rahmen beispielsweise von dem Instrument des Erbbaurechts 
Gebrauch zu machen. 
 
37 Die Begr￿ndung dieser zum Teil umfangreichen Erbbaurechte geht zur￿ck auf die ersten beiden Jahrzehnte 
des 20. Jahrhunderts, in denen die Bodenreformbewegung quantitativ bedeutend war (siehe dazu oben Kap.  
2.1) und viele Kommunalpolitiker den Ideen dieser Bewegung aufgeschlossen gegen￿ber standen.  
 
38 Siehe zur geschichtlichen Entwicklung in Wolfsburg etwa Knirsch, Bodenrecht. Beitr￿ge zur Reform des 
Grundeigentums 1972, S. 124. Die Wolfsburger Stadtverwaltung nutzte die Vertr￿ge mit den Erbbauberech-
tigten, um mit diesen st￿dtebauliche Festlegungen zur baulichen Gestaltung der Grundst￿cke einschlie￿lich 
deren Erschlie￿ung treffen zu k￿nnen, was mit zur z￿gigen Realisierung von Bauma￿nahmen selbst bei un-
g￿nstigem Zuschnitt von Parzellen beitrug. Ab 1955, als die nach dem Kriege eingerichteten Treuhandver-
waltungen aufgel￿st wurden und die Stadt fast die gesamte Siedlungsfl￿che als Grundeigentum ￿bertragen 
bekam, wurde seitens der Kommunalverwaltung die erbbaurechtliche Vergabe der Baugrundst￿cke an die 
Bauwilligen grunds￿tzlich beibehalten.  
 
  12fentliche Hand können soziale Zwecke verfolgt und ihre Einhaltung durch entsprechende 
Ausgestaltung der Heimfallbedingungen sichergestellt werden￿
39.  
 
In Ballungsgebieten kann der Grundst￿cksanteil an den Gesamtfinanzierungskosten der 
Bauma￿nahme durchaus die 50 v. H.-Grenze ￿berschreiten
40, so dass eine bedarfsgerechte 
Zurverf￿gungstellung mit innerst￿dtischem Wohnbauland namentlich in S￿ddeutschland ￿ 
Baden-W￿rttemberg weist in diesem Kontext mit durchschnittlich 140 ￿/m† Grundst￿cks-
fl￿che mit das h￿chste Preisniveau unter den deutschen Fl￿chenl￿ndern auf ￿ aber nicht nur 
dort als entscheidender ￿Engpassfaktor￿ sowohl im Hinblick auf Fl￿chenrevitalisierungs-
bestrebungen als auch auf die Leitvorstellung des kosteng￿nstigen und (m￿glichst 
zugleich) ￿kologischen Bauens erblickt werden kann.  
 
Wie bereits angerissen, senken Erbbaurechte den Eigenkapitalbedarf bei den Erwerbern, so 
dass sie in diesem Rahmen eine geringere anf￿ngliche Belastung bei gleich hohen Baukos-
ten erm￿glichen, weil bei einer Darlehensfinanzierung des Grundst￿cks Zins- und Til-
gungssatz addiert h￿her sind als der Erbbauzins. Auch von politischer Seite zeigte man 
sich zuversichtlich, dass die Erbbaurechtsgeber aus wirtschaftlichen Motiven stets ein aus-
reichendes Angebot an Erbbaurechten bereit stellten, da der Erbbauzins dem Grundst￿cks-
eigent￿mer ein laufendes Einkommen sichere und die Ausgabe von Erbbaurechten bei ei-
nem Erbbauzins von 4 v. H. eine rentable Alternative zum Verkauf des Grundst￿cks dar-
stelle, f￿r den hohe Ertragssteuern anfielen. Die Bestellung von Erbbaurechten auf zuvor 
erworbenen Grundst￿cken k￿nne auch eine Kapitalanlage mit einer Rendite sein, die mit 
der f￿r festverzinsliche Wertpapiere durchaus vergleichbar sei
41.  
 
Insbesondere der niedrige Erbbauzins wird als geeignetes Instrument betrachtet, jungen 
Familien mit Kindern die T￿r zur Eigentumsbildung begehbar zu ￿ffnen; hinzu kommen 
m￿gliche weitere finanzielle Zugest￿ndnisse von Erbbaurechtsausgebern in Form von So-
                                                 
39 Wettbewerb ￿Innovatives Erbbaurecht￿ der Stiftung ￿bauen-wohnen-leben￿: Neue Wege f￿r das Erbbau-
recht. In: das rathaus, Heft 4/1999, S. 101. 
 
40 Dieterich, Boden hat immer Konjunktur: Einf￿hrung. In: Dieterich-Buchwald / Dieterich (Fn. 7), S. 69. 
 
41 Antwort der seinerzeitigen Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der SPD-Fraktion zu den Perspekti-
ven des Erbbaurechts v. 15.12.1997 (BT-Drs. 13/8932). Die Bundesregierung stellte ferner fest, dass insbe-
sondere f￿r Ballungsgebiete erbbaurechtliche Fl￿chennutzungen eine erhebliche Bedeutung besitzen, dass in 
der Praxis jedoch bei Weitem nicht alle gegebenen M￿glichkeiten ausgesch￿pft werden. 
 
  13zialrabatten, Kindererm￿￿igungen oder in Bezug auf die Verkehrswertermittlung des 
Grundst￿cks
42. Die Wohnungswirtschaft vermag ergo ￿ber das Erbbaurecht auch Schwel-
lenhaushalte anzusprechen und zur Eigentumsbildung anzuregen, wenn und soweit Banken 
und Bausparkassen eine gewisse Flexibilit￿t in der Beleihungspraxis sowie hinsichtlich der 
Finanzierungsmodalit￿ten an den Tag zu legen bereit sind
43.  
 
Ein Blick in das Ausland offenbart, dass etwa in Italien 70 v. H. aller ausgewiesenen Bau-
grundst￿cke im Erbbaurecht vergeben werden und dass in den Niederlanden f￿r Kommu-
nen eine gesetzliche Verpflichtung besteht, g￿nstiges Bauland innerhalb des bestehenden 
Siedlungsk￿rpers bereitzustellen, auch im Wege des Erbbaurechts
44.  
 
3.2  Bodenpolitische Zielsetzungen  
Heute wird man den Fokus im Rahmen der Geeignetheitspr￿fung des Erbbaurechts zur 
Fl￿chennutzungssteuerung in bodenpolitischer Hinsicht nicht nur auf die soziale Zielset-
zung zu richten haben. Im Einzelnen bedeutet dies: 
 
●  F￿rderung des Wohnungsbaus vermehrt auf Brachfl￿chen zu Gunsten der Bev￿lke-
rungsschichten, die durch den Wegfall der Bezahlung des Grundst￿ckspreises bud-
get￿r entlastet werden und ihre Bauma￿nahme unter Verwendung der Ersparnisse 
sowie unter Erbringung von Eigenleistungen realisieren k￿nnen
45; 
 
●  Niedrighaltung des Erbbauzinses w￿hrend der gesamten Laufzeit des Erbbaurechts 
(Bodenspekulationsbek￿mpfungsstrategie). Die Tauglichkeit des Erbbaurechts als 
ein fl￿chenbezogenes Instrument f￿r einen weit gehenden Ausschluss der Boden-
spekulation wurde in der Literatur bereits fr￿hzeitig thematisiert
46. Bei einer Erb-
baurechtsbestellung durch die ￿ffentliche Hand verbleibt nicht nur der Grund-
                                                 
42 Bonner St￿dtebauinstitut, Tagung zum Thema ￿Wohneigentum in Ballungsr￿umen￿, 34. K￿nigsteiner 
Gespr￿ch 1998.  
 
43 Letzteres ist jedoch nicht immer der Fall. Siehe dazu die Ausf￿hrungen in Kap. 9. 
 
44 Instruktiv dazu Vo￿, Blicke ins Ausland: Niederlande. In: Dieterich-Buchwald / Dieterich (Fn. 7), S. 114 
ff. 
 
45 Deutsches Volksheimst￿ttenwerk (vhw), Landesverband Nordrhein-Westfalen: Material aus den Lehrg￿n-
gen, ￿Erbbaurecht und Wohnungseigentum￿ 2002, S. 2 ff. 
 
46 Siehe dazu ausf￿hrlich v. Heynitz (Fn. 35), S. 28 f. 
 
  14st￿ckswert haushaltstechnisch im Verm￿gen der jeweiligen Kommune, sondern 
auch eine etwaige eintretende Wertsteigerung
47. Dar￿ber hinaus vermag das Erb-
baurecht einen Beitrag zu einer ￿zirkul￿ren Fl￿chen￿konomie￿ insofern zu leisten, 
als bei einem Erl￿schen des Erbbaurechts das Grundst￿ck nachfolgenden, st￿dte-
baulich erw￿nschten Nutzungen zugef￿hrt werden kann (￿the best use￿), ohne Be-
r￿cksichtigung der m￿glicherweise eingetretenen Wertsteigerung und unter Ver-
meidung langwieriger und kostspieliger Verhandlungen mit Grundeigent￿mern ￿-
ber die baulandpolitisch sinnvollste Nachnutzung, die mit den Vorstellungen der 
Eigent￿mer keineswegs identisch zu sein braucht; 
 
●  Er￿ffnung des Anwendungsbereichs des Erbbaurechts im Rahmen eines auf Be-




●  Verschaffung zus￿tzlicher, i. d. R. bereits gut erschlossener Fl￿chenressourcen so-
wie Inwertsetzung durch das Immobiliensegment Gewerbe- und Industriebau z. B. 
durch die Anlage so genannter ￿Bundesbahnindustrieparks￿ bzw. durch die rechtli-
che Ausgestaltung dieser Nachnutzungsm￿glichkeiten im Erbbaurecht
49. Bedeutung 
erh￿lt es f￿r sonstige Fl￿chennutzungsm￿glichkeiten hinsichtlich sozialer Einrich-
tungen, Sportanlagen, aber auch Spezialimmobilien wie Feriensiedlungen im Erb-




Es besteht Einigkeit dar￿ber, dass Erbbaurechte die (Anfangs-)Kostenbelastung der Bau-
willigen senken k￿nnen. Wird im Erbbaurechtsvertrag eine Kaufoption f￿r den Erbbaube-
rechtigten zu einem bestimmten Zeitpunkt fixiert, stellt ein Erbbaurecht eine nachfragege-
rechte Alternative zur sofortigen Finanzierung eines Grundst￿ckserwerbs dar
51.  
                                                 
47 Kritisch zum Begriff der Bodenspekulation aus wertermittlungsrechtlicher Sicht Kleiber, in: Kleiber / Si-
mon / Weyers (Fn. 30), Einf￿hrung, Rdnrn. 85 ff. 
 
48 v. Oefele / Winkler (Fn. 6), Rdnr. 1.7; Ingenstau / Hustedt (Fn. 17), Einleitung XXIII. 
 
49 Vgl. hierzu das instruktive Anwendungsbeispiel aus der Praxis in Kap. 11.1. 
 
50 Dazu v. Oefele / Winkler (Fn. 6), Rdnr. 1.16. 
 
51 Vgl. v. Heynitz (Fn. 35), S. 33 f. 
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Die Wiedernutzung von Brachfl￿chen ist stadtwirtschaftlich von erheblicher Bedeutung, 
wird bisher jedoch zu wenig diskutiert. Dabei liegen die Vorteile auf der Hand: In der Re-
gel ergeben sich umf￿ngliche Einsparpotenziale im Hinblick auf Infrastrukturkosten, weil 
die schon vorhandenen Einrichtungen wie Kinderg￿rten und Schulen effektiver ausgelastet 
werden. Dar￿ber hinaus kann mit der Reaktivierung von Brachfl￿chen f￿r den Wohnungs-
bau der Abwanderung insbesondere junger Familien entgegen gewirkt werden. Im Rahmen 
des ￿Stadtumbaus Ost￿ kommen u. a. nat￿rliche Personen als Fl￿chennutzer in den Genuss 
st￿dtebaulicher F￿rderungsmittel, die ein Erbbaurecht an einer Wohnung in innerst￿dti-
schen Altbauquartieren nach dem 31.12.2002 erworben haben oder neu bauen.  
 
3.3  Bedeutung der Kirchen bei der Vergabe des Erbbaurechts 
Erhebliche Fl￿chenrelevanz besitzt das Instrument des Erbbaurechts wie bereits einf￿hrend 
skizziert f￿r kirchliche Institutionen. In Bezug auf kirchliches Fl￿cheneigentum ist auf 
Grund des Ver￿u￿erungsverbots eigenen Grund und Bodens das erbbaurechtliche Instru-
ment die einzige Alternative sowohl zur Bebauung mit kircheneigenen Liegenschaften als 
auch mit solchen f￿r Gemeindemitglieder. Eine besondere Rolle bei der Ausgabe von Erb-
baurechten kommt insbesondere der Katholischen und Evangelischen Kirche in Deutsch-
land zu. Eine Umfrage im Oktober 1998 unter s￿mtlichen Di￿zesen in Deutschland hat 
ergeben, dass 36 v. H. der j￿hrlich ausgegebenen insgesamt 3.900 Erbbaurechte auf die 
Katholische Kirche entfallen. Zusammen mit der Evangelischen Kirche, ￿ber deren j￿hrli-
che Gesamtzahl von Erbbaurechtsausgaben keine gesicherten Daten vorliegen, k￿nnen 




                                                 
52 Siehe Fn. 42; vgl. auch Articus (Fn. 33), S. 427. 
 
  164.  Das Nutzungsentgelt: Erbbauzins und Erbbauzinsanpas-
sung 
Zentrale Bedeutung f￿r die Anwendbarkeit des Erbbaurechts als Fl￿chennutzungssteue-
rungsinstrument hat die Vereinbarung ￿ber den Erbbauzins. Obwohl theoretisch die Bestel-
lung eines Erbbaurechts auf unentgeltlichem Wege erfolgen kann
53, stellt die Zahlung einer 
aus wiederkehrenden Leistungen bestehenden Verg￿tung (dinglicher Erbbauzins als real-
lastartiges Recht) des Erbbaurechtsnehmers an den Erbbaurechtsgeber nach § 9 Abs. 1 S. 1 
ErbbauVO den Regelfall dar.  
 
Wie bereits skizziert, unterscheidet sich ein Grundst￿ckskauf von einem Erbbaurecht hin-
sichtlich des Kapitaleinsatzes dadurch, dass der Erbbauberechtigte den Kaufpreis spart, 
daf￿r jedoch das Nutzungsentgelt an den Erbbaurechtsgeber zu zahlen hat, das f￿r diesen 
eine laufende Einnahme (ohne eigene wirtschaftliche Aktivit￿t) darstellt, weshalb die Ver-
gabe von Erbbaurechten ￿ um dies nochmals zu unterstreichen ￿ f￿r diejenigen Institutio-
nen von Interesse sein kann, die ￿ber einen ansehnlichen Bestand an (Brach-)Fl￿chen ver-
f￿gen, ohne diese baulich selbst in Wert setzen zu k￿nnen
54.  
 
￿ber die H￿he des Erbbauzinses trifft das Gesetz keine n￿heren Aussagen; obligatorisch ist 
jedoch die Orientierung an einem bestimmten Prozentsatz des Grundst￿cks, der sich in 
einer Spannbreite zwischen 4 und 6 v. H. j￿hrlich bewegt. Von Vorteil ist es in diesem 
Rahmen stets, wenn der Erbbauzins unter dem Kapitalmarktzins liegt, was nicht zuletzt auf 
Grund der Zielsetzung einer sozialgerechten Bodennutzung, die eine Erbbaurechtskon-
struktion u. a. verfolgt, regelm￿￿ig der Fall sein d￿rfte.  
 
￿berm￿￿ige Steigerungen des Erbbauzinses kann der Erbbaurechtsnehmer durch § 9a Erb-
bauVO abwehren, wonach die Erh￿hung des Zinses unter Billigkeitsgesichtspunkten zu 
betrachten ist. Ein gewisses Manko wird ferner darin erblickt, dass § 9a ErbbauVO nur auf 
Wohnzwecken dienende Geb￿ude Anwendung findet
55. Die Erh￿hung des Erbbauzinses 
orientiert sich en detail an der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, nach der Steige-
                                                 
53 BGH NJW 1970, S. 944 = Rpfleger 1970, S. 163; Ingenstau / Hustedt (Fn. 17), § 9 Rdnr. 1. 
 
54 Kleiber, in: Kleiber / Simon / Weyers (Fn. 30), Teil VII Rdnr. 54. 
 
55 BGHZ 68, S. 152; 77, S. 188; 87, S. 198; 94, S. 25; BGH GuG 1996, S. 310. 
 
  17rungen des Erbbauzinsniveaus auf dem arithmetischen Mittel zwischen der Inflations- so-
wie der Bruttolohn- und Gehaltsentwicklung beruhen
56. 
 
Auch bleiben Ver￿nderungen des Grundst￿ckswerts im Rahmen von Erbbauzinsanpassun-
gen ohne Ber￿cksichtigung, weshalb die Auffassung vertreten wird, dass der Gesamtzeit-
raum der Erbbaurechtsausgabe bei einer Nutzung des Bauwerks zu Wohnzwecken nicht 
auf die ￿bliche Laufzeit von 99 Jahren zu limitieren ist, sondern k￿rzere Laufzeiten von 10 
bis 30 Jahren umfassen sollte, damit nach Ablauf des Erbbaurechts vor neuerlicher Verga-
be unter Umgehung des § 9a ErbbauVO der Erbbauzins an die jeweils vorfindlichen Kapi-
talmarktverh￿ltnisse angepasst werden kann
57.  
 
Insgesamt wird aus Sicht der planerischen Praxis darauf verwiesen, dass ein marktgerech-
ter Erbbauzins nur dann zu erzielen ist, wenn das Bauvorhaben die Festsetzungen des Be-
bauungsplans zur G￿nze ausnutzt, da jede verminderte Nutzung (￿Halbe Baul￿cke￿) ￿ko-
nomisch nur f￿r einen bestimmten Zeitraum zu vertreten ist ￿ etwa dann, wenn der Erb-
bauberechtigte sein Bauvorhaben in mehreren Bauabschnitten realisieren m￿chte. Das Ma￿ 
der m￿glichen, d. h. zul￿ssigen Nutzung eines Grundst￿cks ist nach einer im Vordringen 
befindlichen Meinung ma￿gebend f￿r die H￿he des Erbbauzinses, weshalb die Stadtpla-
nung davon ausgehen kann, dass sich die gem￿￿ Bebauungsplan bzw. aus der Eigenart der 
n￿heren Umgebung ergebenden Bebauungsm￿glichkeiten durch die Erbbauberechtigten 
nach kurzer Zeit ihre Indietatumsetzung erfahren
58: ￿Die Erbbauberechtigten verwirkli-
chen auf ihrem Boden die Vorstellungen der Stadtplaner bald und vollständig. Sie sind 
verlässliche, berechenbare Freunde der Stadtplaner￿
59. 
 
                                                 
56 BGHZ 75, S. 279, 287 = NJW 1980, S. 181; BGH NJW 1981, S. 2567; Palandt / Bassenge (Fn. 17), § 9a 
Rdnr. 7. 
 
57 v. Heynitz (Fn. 35), S. 32 f. 
 
58 Apel et al. (Fn. 4), S. 239. 
 
59 Behrens, Fragen der Freiheit (FdF), Heft 220 (1993), S. 7. 
 
  185. Die  Eigentumszuordnung  eines Erbbaurechtsbauwerks 
Die selbstst￿ndige Eigentumsf￿higkeit von Geb￿uden regelt § 12 ErbbauVO. Eingedenk 
der Regelung des § 1 ErbbauVO, wonach das Bauwerk als Bestandteil des zwingenden 
gesetzlichen Inhalts des Erbbaurechts ￿ und zwar als dessen wesentlicher Teil ￿ anzusehen 
ist, stellt sich die Frage nach dem Verh￿ltnis zu den §§ 93 und 946 BGB
60; gem￿￿ § 93 
BGB stellt ein Geb￿ude einen Grundst￿cksbestandteil dar und ist ￿ber § 946 BGB dem 
jeweiligen Grundst￿ckseigentum zuzurechnen. Fraglich war daher stets insbesondere, ob 
durch die Regelungen des Erbbaurechts eine Durchbrechung dieses Grundsatzes vorliegt.  
 
Zur Kl￿rung dieser Streitfrage schafft § 12 ErbbauVO nunmehr eindeutige Rechtsverh￿lt-
nisse: Hinsichtlich der Eigentumszuordnung erf￿hrt der Grundsatz der §§ 93, 946 BGB 
eine Durchbrechung dahin gehend, dass das Bauwerk des Erbbauberechtigten von dem 
Grundeigentum losgel￿st wird, n￿mlich im Rahmen einer bestimmungsm￿￿igen Errichtung 
des Bauwerks durch den Erbbauberechtigten gem￿￿ der §§ 95 Abs. 1 S. 2 BGB und 12 
Abs. 2 ErbbauVO.  
 
Der Losl￿sung des Bauwerks von dem Grundeigentum folgt dar￿ber hinaus die unaufl￿sli-
che Zuordnung des Bauwerks zum Erbbaurecht als dessen wesentlicher Bestandteil gem￿￿ 
§ 12 Abs. 1 S. 1 und S. 2 ErbbauVO. Eindeutig geregelt ist damit aber auch, dass das we-
gen Pr￿klusion der §§ 93, 946 BGB von dem Grundst￿ck segregierte Bauwerkseigentum 
dem Erbbauberechtigten zugeordnet sowie als untrennbarer, jedoch auch unselbstst￿ndiger 
Teil der aus dem Erbbaurecht erwachsenden Rechtsbefugnisse anzusehen ist
61. Unter § 12 
Abs. 1 S. 1 ErbbauVO f￿llt nach der herrschenden Meinung jedes ￿auf Grund der Tatsache 
des Bestehens des Erbbaurechts￿ errichtete Bauwerk, was f￿r den Fall einer bestimmungs-
widrigen Bebauung dadurch Bedeutung erh￿lt, dass auch ein anderes Bauwerk als das ur-
spr￿nglich mit dem Grundst￿ckseigent￿mer vereinbarte realisiert zu werden vermag, bei-
spielsweise eine Gewerbebauma￿nahme anstatt eines Einfamilienhauses
62, freilich unter 
Einhaltung der Festsetzungen eines Bebauungsplans (sofern ein derartiger Plan vorhanden 
ist) sowie unter Beachtung der erg￿nzenden, ￿fein steuernden￿ Regelungen der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO).  
                                                 
60 Siehe dazu oben Kap. 2.2. 
 
61 v. Oefele / Winkler (Fn. 6), Rdnrn. 2.36 ff. 
 
62 Ingenstau / Hustedt (Fn. 17), § 12 Rdnr. 6. 
  19Aus diesen Ausf￿hrungen wird zugleich deutlich, dass es sich bei dem Erbbaurecht um ein 
rechtssicher verankertes sowie flexibel einsetzbares Instrument zur Steuerung der Boden-
nutzung handelt, zuv￿rderst im Rahmen einer Baul￿ckenschlie￿ung (Nachverdichtung).  
 
6.  Wertermittlung des Erbbaurechts und Erbbaurechtsgrund-
stücks 
Fraglich ist, ob die oben geschilderten Zielsetzungen einer Verhinderung der ￿Bodenspe-
kulation￿ mit erbbaurechtlichen Konstruktionen sich in einer realit￿tsgerechten Verkehrs-
wertermittlung jener Grundst￿cke innerhalb der zul￿ssigen Verfahren der Wertermitt-
lungsverordnung (WertV i. V. m. § 194 BauGB) widerspiegeln. Anders gewendet: Ist das 
Erbbaurecht in der Lage, auf die Verkehrswertentwicklung der betreffenden Grundst￿cke 
in einer Weise ￿d￿mpfend￿ einzuwirken, dass Erbbauberechtigte im Falle des Erwerbs 
ihres mit einem Erbbaurecht versehenen Grundst￿cks ￿zum Zwecke der Vereinigung von 
Erbbaurecht und Grundeigentum￿ (Abl￿sung) einen gemessen an dem Bodenwert anderer 
Parzellen niedrigeren Erwerbspreis zu bezahlen h￿tten?  
 
Folgt man dem Verkehrswertprinzip, ist im Rahmen der Wertermittlung regelm￿￿ig derje-
nige Bodenwert ma￿gebend, der die wahrscheinlichste ￿ zugleich wirtschaftlich sinnvollste 
￿ (Nachfolge-)Nutzung eines Grundst￿cks wieder gibt; bei rentierlicher und funktionsge-
m￿￿er Nutzung wird im Allgemeinen eine gegenw￿rtige Nutzung der erwarteten und durch 
die Wertermittlung abzubildenden, zukunftgerichteten Nutzung entsprechen
63. F￿r den 
Problemkomplex Bodenwerte und Erbbaurecht ist dieser Tatbestand gleich in zweierlei 
Hinsicht von Bedeutung, wobei gedanklich zwischen Wert und Preis eines Grundst￿cks 
unterschieden werden sollte
64: Einerseits neigen die Nettoertr￿ge aus der (baulich in Wert 
gesetzten) Fl￿che aus den unterschiedlichsten Gr￿nden heraus zum Steigen, st￿rker als der 
Durchschnitt der ￿brigen Preise, und in Erwartung einer ansteigenden Ertragsentwicklung 
liegt das Bodenpreisniveau ￿ber dem der aktuellen Ertr￿ge.  
 
 
                                                 
63 Dieterich / Kleiber, Die Ermittlung von Grundst￿ckswerten, 9. Aufl. 2002, S. 6 ff. 
 
64 Vgl. BGH NJW 1968, S. 150; BGH WM 1991, S. 155. 
 
  20Man k￿nnte auch formulieren, dass Bodenpreise auf dem Immobilienmarkt ￿ eigenarti-
gerweise selbst in Ostdeutschland ￿ fast immer als ￿zu hoch￿ einzustufen sind.  
 
Anschauliche Beispiele liefern in diesem Kontext die Verh￿ltnisse bei landwirtschaftlich 
genutzten Fl￿chen, deren Bodenpreise weit ￿ber dem liegen, was bei einer Verpachtung 
oder Vergabe im Erbbaurecht realistischerweise zu erzielen w￿re. Im Vergleich zu dem 
￿Volleigentum￿ ￿ der nach wie vor pr￿ferierten Anlage- und Wohnform ￿ muss ein Erwer-
ber h￿ufig einen Kaufpreis bezahlen und finanzieren, den er aus dem Grundst￿cksertrag 
noch nicht zu erwirtschaften in der Lage ist. Demgegen￿ber d￿rfte der Erbbauberechtigte 
einen Vorteil dergestalt inne haben, dass seine Belastung aus dem Erbbauzins nur gerade 




Welcherlei Konsequenzen sind hieraus f￿r die Wertermittlung von Erbbaurechten und Erb-
baurechtsgrundst￿cken zu ziehen? Ohne das komplexe Wertermittlungsverfahren f￿r mit 
Erbbaurechten versehenen Grundst￿cken hier en detail darstellen zu wollen, sei doch das 
Wichtigste in aller K￿rze diagnostiziert: Bislang wurde davon ausgegangen, dass der 
Bodenwert der Erbbaugrundst￿cke infolge einer Diskrepanz zwischen der allgemeinen 
Bodenwertentwicklung auf dem Immobilienmarkt und der ged￿mpften Erbbauzinsanpas-
sung im Vergleich zu einem ￿erbbaurechtslosen￿ Grundst￿ck eine Minderung erfahren 
m￿sse
66. Hier wird im Schrifttum indes auf ein ￿Hinken￿, d. h. ein Nachlaufen des Erbbau-
zinses auch im Rahmen von Erbbaurechtsvertr￿gen mit Anpassungsklauseln aufmerksam 
gemacht, da der Zins zum Vorteil des Erbbauberechtigten und zum Nachteil des Erbbau-
rechtsausgebers hinter der tats￿chlichen Bodenwertentwicklung unbebauter Grundst￿cke 
zur￿ck bleibe. Im Ergebnis ergebe sich im Rahmen einer ￿hinl￿nglichen￿ Dauer des Erb-
baurechts ein Bodenwertanteil des Erbbaurechtsnehmers
67. 
                                                 
65 Andres, FdF, Heft 239 (1996), S. 52. 
 
66 Joeris, Wertermittlung im Zusammenhang mit Erbbaurechten. In: Institut f￿r St￿dtebau 2003 (Manuskript-
Nr.: 444/5 zum 444. Kurs), S. 2 f. Joeris vertritt die Auffassung, dass im Rahmen der Verkehrswertermittlung 
von Erbbaurechten in erster Linie das Vergleichswertverfahren (vgl. §§ 13 f. WertV) zu marktgerechten 
Ergebnissen f￿hren k￿nne, weist aber zugleich auf die Schwierigkeiten einer generell praktikabel handhabba-
ren Wertermittlungsmethode hin, um Erbbaurechte bei eigengenutzten Wohngrundst￿cken, die die Mehrzahl 
der zu Grunde gelegten Kauff￿lle ausmachen, realit￿tsgerecht erfassen zu k￿nnen. 
 
67 Kleiber, in: Sandner / Weber, Lexikon der Immobilienwertermittlung 2003, S. 213; instruktive Beispiele 
f￿r die Freie und Hansestadt Hamburg liefert Junge, Fl￿chenmanagement und Bodenordnung 2001, S. 277 ff. 
 
  21In der Praxis stellt freilich der Verkauf von Erbbaurechtsgrundst￿cken zum ￿vollen Ver-
kehrswert￿, d. h. unter Zugrundelegung der von einem Erbbaurecht unbeeinflussten Bo-
denwertentwicklung, den gew￿hnlichen Gesch￿ftsverkehr dar. Dies wird ebenfalls aus 
politischer Sicht derjenigen Kommunen, die Erbbaurechtsgrundst￿cke in ihrem Grundver-
m￿gen haben, im Falle der ￿Abl￿sung￿ des Erbbaurechts unterstrichen: Die Stadt Kaisers-
lautern etwa r￿umt Erbbauberechtigten, deren Grundst￿cke zum Kauf ￿freigegeben￿ wer-
den, nur eine Kaufoption ihres Erbbaugrundst￿cks zum jeweiligen Bodenrichtwert ein
68.  
 
Im Ergebnis ist ein derartiges Vorgehen zu begr￿￿en, da ein ￿ nicht anzustrebender ￿ Ver-
kauf von Erbbaurechtsgrundst￿cken unter Zugrundelegung eines ￿ged￿mpften￿ Verkehrs-
werts nicht zu Lasten des Haushalts der betreffenden erbbaurechtsausgebenden Institution 
gehen darf. ￿berdies sind zur Aufrechterhaltung des Erbbaurechts einschlie￿lich der damit 
verbundenen hier skizzierten Vorteile f￿r eine effektive Bestandsentwicklung auf Seiten 
des jeweiligen Erbbaurechtsausgebers Verkaufstransfers von Erbbaugrundst￿cken zu ver-
meiden.  
 
7.  Das Erbbaurecht als zeitgemäßer Flächenmanagement-
Ansatz 
Eine im System des kommunalen Fl￿chenressourcenmanagements durch Erbbaurecht 
gesteuerte Fl￿chennutzung umfasst nur Grundst￿cke in Deutschland, die von Gemeinden, 
St￿dten, L￿ndern und Bund, Kirchen, Stiftungen, Vereinen oder anderen privaten Einrich-
tungen im Erbbaurecht unter der Vereinbarung von Erbbauzinszahlungen zur Vergabe ge-
langen.   
 
Was mit der Städtischen Bauleihe begann, kann heute insbesondere in der Stadtplanung 
fruchtbar gemacht werden. Das Erbbaurecht als Instrument kommunaler Bodenpolitik wird 
dabei in der Praxis umso Erfolg versprechender zum Einsatz kommen k￿nnen, je mehr
69 
 
●  jede Erbbauzinslast als Kostenlast interpretiert wird und auf diese Weise mit dazu 
beitr￿gt, das Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden einzuhalten 
                                                 
68 Kleiber, in: Kleiber / Simon / Weyers (Fn. 30), Abteilung VII Rdnr. 138. 
 
69 Behrens (Fn. 59), S. 3 ff. 
 
  22(vgl. nur § 1a Abs. 1 BauGB), jede Fl￿cheninanspruchnahme auf das notwendige 
Ma￿ zu begrenzen und die Landschaftszersiedelung zu vermeiden; 
 
●  die Erbbauzinslast die Nachfrage nach Erbbaurechten begrenzt (erw￿nschte 
  Verknappung von Erbbaurechten zur Stabilisierung des Erbbauzinsniveaus); 
 
●  eine ￿Kreislauff￿higkeit￿ der Erbbaurechte dergestalt realisiert werden kann, dass 
die Erbbauzinslast durch Anpassung an die ￿konomische Leistungsf￿higkeit des 
jeweiligen Erbbaurechtsnehmers mittelbar eine Mobilisierungswirkung auf die 
Erbbaugrundst￿cke auszu￿ben vermag und in diesem Rahmen einen Beitrag zur ef-
fizienten (Wieder-)Nutzung von Fl￿chen im Rahmen von Gewerbeansiedlungen 
oder Bebauungsplanfestsetzungen f￿r Wohn- und sonstige Nutzungen leisten kann; 
 
●  die laufende Erbbauzinslast die Erbbauberechtigten dazu anh￿lt, die Erbbau-
grundst￿cke in der rechtlich zul￿ssigen Art und Weise eigenh￿ndig zu nutzen oder 
diese einger￿umte Nutzungsm￿glichkeit zu vergeben; der Vorteil wird regelm￿￿ig 
in dem Zeitraum des Brachliegens im Erbbaurecht vergebener Grundst￿cke er-
blickt, wodurch man eine ￿Hortung￿ des Grundst￿ckseigentums als Brachfl￿che 
oder Baul￿cke, die durch eine (zu) geringe Grundsteuerlast auf den in Rede stehen-
den Flurst￿cken ausgel￿st wird, zu verhindern sucht; 
 
●  die laufende Erbbauzinslast dazu beitr￿gt, Erbbaugrundst￿cke gem￿￿ den bauleit-
planerischen Vorstellungen der Gemeinde einer alsbaldigen Nutzung zuzuf￿hren. 
Diese Argumentation erscheint einleuchtend: Ein Gewerbegrundst￿ck wirft den 
Erbbauzins erst ab, nachdem das Fabrikgeb￿ude errichtet ist, die Produktion l￿uft 
und vermarktet werden kann. Die Nutzung eines Wohngrundst￿cks kann den Erb-
bauzins nur dann ergeben, wenn das Bauwerk bezugsfertig errichtet und vermietet 
ist oder der Selbstnutzer anderweitig Mietzahlungen einspart. In der Konsequenz 
ergibt sich, dass weder st￿dtebaurechtliche Instrumente
70 noch erbbaurechtliche 
Gebote und Regelungen innerhalb eines Erbbaurechtsvertrags ￿ ￿ber die gesetzli-
chen Mindestanforderungen hinaus gehend ￿ notwendig sind, wenn ein marktge-
rechter Erbbauzins erbracht werden kann. 
                                                 
70 Siehe dazu unten Kap. 8. 
 
  23Eine optimale (bauliche) Ausnutzung der Bebauungsplanfestsetzungen kann frei-
lich nur unter Zuhilfenahme der Kriterien des Ma￿es baulicher Nutzung analog zu 
den §§ 16 ff. BauNVO bestimmt werden. Auf diese Weise m￿sste nicht mehr Bau-
land ausgewiesen sowie Freiraum in Anspruch genommen werden, als tats￿chlicher 




●  das Erbbaurecht dergestalt die Durchf￿hrung der gemeindlichen Bauleitplanung 
optimiert, dass sich die laufenden ￿konomischen Nutzungswertvorteile und ￿
nachteile der Erbbaugrundst￿cke aus der Planung in H￿he der Erbbauzinslast spie-
geln und folgerichtig in der Hand des Erbbauberechtigten in ￿konomischer Hinsicht 
zur Neutralisierung gelangen; dadurch entf￿llt eine Einflussnahme Privater, die 
durch die Ausweisung von Baufl￿chen einen Planungsvorteil erhalten
72, auf die 
Planung. Anders gewendet: Die Stadtplanung werde von den Bodeneigent￿mern 
st￿ndig von den Planungszielen ￿abgedr￿ngt￿, die sie als richtig erkannt habe. Fer-
ner gebe es f￿r die Beeinflussung der Stadtplaner durch die Bodeneigent￿mer noch 
einen anderen Grund: Die von der kommunalen Bauleitplanung ￿erlaubte￿ Boden-
nutzung habe Einfluss auf den Bodenpreis. Durch erbbaurechtliche Konstruktionen 
lohne sich eine Beeinflussung in (boden-)￿konomischer Hinsicht nicht mehr
73.  
 
Im Ergebnis verkauft die Gemeinde keine Grundfl￿chen mehr, sondern gibt sie nur noch 
im Wege des Erbbaurechts in die private Nutzung, sie liberalisiert die Erbbauvertr￿ge, 
stellt s￿mtliche Erl￿se aus Liegenschaftsver￿u￿erungen und die vereinnahmten Erbbauzin-
sen in eine R￿cklage f￿r den Fl￿chenerwerb ein
74; die Kommune kauft jedes Grundst￿ck in 
                                                 
71 Franz, Freiraumschutz und Innenentwicklung 2000, S. 178 ff. 
 
72 Siehe zu den Planungsvorteilen aktuell Mitschang, Steuerung der st￿dtebaulichen Entwicklung durch Bau-
leitplanung 2003, S. 226. 
 
73 Behrens (Fn. 59), S. 4 f. 
 
74 Zu denken w￿re hier auch an Auspr￿gungen von Grundst￿cksfonds-Modellen, die interkommunal bzw. 
sogar landesweit agieren wie der Grundst￿cksfonds Nordrhein-Westfalen mit der Zielsetzung der Wiedernut-
zung von Industriebrachen, freilich bislang noch ohne nennenswerte erbbaurechtliche Fl￿chennutzungsstrate-
gien. Eine auf Brachfl￿chenrevitalisierung ausgerichtete Stadtentwicklung d￿rfte auch zuk￿nftig auf eine 
strategische Grundst￿cksreserve indes nicht verzichten k￿nnen. Zugleich muss sie bestrebt sein, die aus der 
Innenentwicklung in zentralen Lagen sich ergebenden Risiken etwa in budget￿rer Hinsicht (so beispielsweise 
die Geltendmachung von Planungssch￿den durch Eigent￿mer gem￿￿ den §§ 39 ff. BauGB) soweit als m￿g-
lich zu minimieren. 
 
  24ihrem Gebiet, das ihr zu einem marktgerechten Preis angeboten wird, sie macht die Fl￿-
chennutzungs- und Bauleitplanung von dem voran gegangenen kommunalen Grundst￿cks-
erwerb abh￿ngig und h￿lt die Erbbauzinsen schlie￿lich auf einer H￿he, die gew￿hrleistet, 
dass sie nur bei vollst￿ndiger Nutzung des Grundst￿cks zu erwirtschaften sind. 
 
Ferner gilt es zu bedenken, dass Erbbauzinsen f￿r Kommunen, Bund und L￿nder eine ￿ 
wenn auch vergleichsweise geringe ￿ Einkommensquelle darstellen, die ihnen f￿r einen 
derartig langen Zeitraum nicht zur Verf￿gung steht, wenn Grundst￿cke an Nutzungsinte-
ressenten verkauft werden. Hierzu wird in der Literatur mit Fug darauf hingewiesen, dass 
kurzatmige ￿berlegungen die Liegenschaftspolitik vieler Kommunen, L￿nder sowie des 
Bundes dahin gehend dominieren, dass die Vereinnahmung des Kaufpreises sehr kurzfris-
tig realisiert werden kann, w￿hrend eine st￿dtebauliche Kalkulation unter Zugrundelegung 
des Erbbauzinses erst im Laufe der Zeit wirksam wird ￿ daf￿r aber stetig und insbesondere 
unter Beachtung der Grunds￿tze sparsamer Haushaltsf￿hrung noch ￿konomisch sinnhaft 
ist, wenn Gemeinden Grundst￿cke aufkaufen und anschlie￿end im Erbbaurecht vergeben
75.  
 
8. Das  Erbbaurecht  im Städtebaurecht 
8.1  Gemeindliches Vorkaufsrecht (§§ 24 ff. BauGB) 
Sinnvoll ist es, wenn eine planerische Vorbereitung der Anwendung des Erbbaurechts von 
denjenigen Kommunen betrieben wird, die Grundst￿cke aktuell oder zu einem sp￿teren 
Zeitpunkt f￿r die Erf￿llung ￿ffentlicher Aufgaben ben￿tigen bzw. an denen sie wegen ihrer 
Lage ein eigenes (Nutzungs-)Interesse geltend machen. Zu denken ist an eine derartige 
Fallkonstellation etwa bei der Privatisierung von Altenheimen, Bildungseinrichtungen oder 
Sportst￿tten. Erbbaurechtliche Konstruktionen liegen hier aus dem Grunde nahe, weil die-
ses Rechtsinstitut wie in Kap. 5 ausgef￿hrt die M￿glichkeit er￿ffnet, beispielsweise ￿ber 
Bebauungsplanfestsetzungen (vgl. § 9 BauGB) oder ￿ber andere Bindungen des ￿ffentli-
chen Baurechts hinaus zu gehen und entsprechende Fl￿chennutzungskonzepte zu verwirk-
lichen.   
 
Denkbar sind ferner erbbaurechtliche Vertragsgestaltungen, die dazu dienen, den sp￿teren 
Zugriff auf das betreffende Grundst￿ck zu erleichtern, z. B. f￿r einen Stra￿enbau oder die 
Erweiterung eines Schulgeb￿udes; hingewiesen wird in der Literatur, dass derartige ￿￿f-
                                                 
75 Andres, FdF, Heft 213 (1991), S. 28 ff.; Articus (Fn. 33), S. 427. 
 
  25fentliche Vorbehaltsfl￿chen￿ auch durch alternative Elemente des Baugesetzbuchs verf￿g-
bar zu machen sind, etwa durch Aus￿bung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach den §§ 
24 ff. BauGB oder ￿ freilich als ultima ratio ￿ mittels Durchf￿hrung der st￿dtebaulichen 
Enteignung gem￿￿ den §§ 85 ff. BauGB
76. 
 
Hierzu ist anzumerken, dass nunmehr § 24 Abs. 2 BauGB die lange Zeit umstrittene Frage, 
ob der Kauf eines Erbbaurechts als eines grundst￿cksgleichen Rechts dem Grundst￿cks-
kauf ￿ das Vorkaufsrecht erfasst nach § 24 Abs. 1 BauGB nur Grundst￿cke oder Teile von 
diesen ￿ gleichzusetzen ist, dahin gehend kl￿rt, dass das Vorkaufsrecht in diesem Fall aus-
geschlossen wird. Hierzu bringt das Schrifttum vor, dass das Vorkaufsrecht auf die F￿lle 
￿wirklichen￿ st￿dtebaulichen Interesses zu beschr￿nken sei, um damit den Verwaltungs-
aufwand zu verringern
77. Hinzu kommt ￿berdies, dass die Bestellung eines Erbbaurechts 
nicht unter den Begriff des ￿Kaufs￿ (von Grundst￿cken) f￿llt
78 und dass ein Einsatz des 
erbbaurechtlichen Instrumentariums zur Erf￿llung ￿lediglich￿ ￿ffentlicher Aufgaben des 
Erbbaurechtsgebers, z. B. einer Gemeinde, auf Grund des vielseitigen Einsatzgebiets des 
Erbbaurechts insbesondere zur Brachfl￿chenrevitalisierung ganz wesentlich zu kurz griffe.  
 
Au￿erdem gilt es zu bedenken, dass ein Erbbaurechtsvertrag sich auch deswegen nicht als 
geeignetes Instrument zur Begr￿ndung und/oder Sicherung des ￿ffentlichen Interesses an 
Beschr￿nkungen der Grundst￿cksnutzung eignet, weil sich dieses ￿ffentliche Interesse 
w￿hrend der Dauer des Bestehens des Erbbaurechts schlie￿lich ￿ndern kann, man zu dieser 
Durchsetzung indes nicht den Vertragsablauf abzuwarten braucht
79.  
 
                                                 
76 Geitmann, FdF, Heft 220 (1993), S. 25 f. 
 
77 Vgl. BT-Drs. 10/4630. 
 
78 Schr￿dter, in: Schr￿dter, BauGB-Kommentar, 6. Aufl. 1998, § 24 Rdnr. 21. 
 
79 Andres, FdF, Heft 239 (1996), S. 50. 
 
  268.2  Städtebauliche Umlegung (§§ 45 ff. BauGB)  
Auch in den Vorschriften zur st￿dtebaulichen Umlegung nach den §§ 45 ff. BauGB findet 
das Erbbaurecht seine Verankerung: Im Rahmen von § 57 BauGB ist es bei der Bemessung 
des Ausgleichs eines h￿heren Grundst￿ckswerts nach erfolgtem Neuzuschnitt der 
Grundst￿cke im Umlegungsgebiet (vgl. § 64 Abs. 3 BauGB) zu ber￿cksichtigen; eine et-




Ferner beinhaltet das umlegungsrechtliche Gebot der (mindestens wertgleichen) Zuteilung 
in Land nach § 59 BauGB unter Verweis auf § 200 Abs. 2 BauGB auch den Zuteilungsan-
spruch eines Erbbaurechtsinhabers, wobei eine Verteilung auf Grundst￿ckseigent￿mer und 




8.3  Städtebauliche Enteignung (§§ 85 ff. BauGB) 
Bedeutung erlangt die Bestellung eines Erbbaurechts ferner im Rahmen einer st￿dtebauli-
chen Enteignung, die nach § 85 Abs. 1 BauGB zum Zweck der Nutzung eines Grundst￿cks 
entsprechend den Festsetzungen eines Bebauungsplans oder zur Vorbereitung einer sol-
chen Nutzung (Nr. 1) sowie nach Nr. 2 zwecks einer Zuf￿hrung unbebauter Grundst￿cke 
zu einer baulichen Nutzung, was insbesondere die Schlie￿ung von Baul￿cken umfasst. Das 
Erbbaurecht als grundst￿cksgleiches Recht nach § 200 Abs. 2 BauGB ist als Enteignungs-
gegenstand nach § 86 Abs. 1 Nr. 1 BauGB anerkannt
82.   
 
Da die Vorschriften der §§ 85 ff. BauGB somit auch Enteignungen zu Gunsten einer 
Wohnbebauung erlauben, stellt dieses ￿letzte Mittel￿ zur ￿ auch innerst￿dtischen ￿ Bau-
landbeschaffung ein durchaus erw￿genswertes Instrument zur Vorbereitung einer Erbbau-
rechtsbestellung an den ins Auge gefassten Grundst￿cken dar, zumal die st￿dtebauliche 
Enteignung zu Wohnbauzwecken in neuerer Zeit wieder verst￿rkt an Bedeutung gewonnen 
                                                 
80 Stang, in: Schr￿dter (Fn. 78), § 57 Rdnr. 38. 
 
81 Stemmler / Otte, in: Ernst / Zinkahn / Bielenberg / Krautzberger: Baugesetzbuch, Kommentar, Stand Mai 
2003, § 61 Rdnr. 10 ff. 
 
82 Vgl. nur Breuer, in: Schr￿dter (Fn. 78), § 86 Rdnr. 2. 
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83. Vor der Anwendung dieses Rechtsinstruments ist freilich das Allgemeinwohlerfor-
dernis zu pr￿fen sowie zu ￿berlegen, ob der Zweck der Enteignung nicht auf eine andere, 
zumutbare Weise erreichbar scheint. 
 
9.  Hemmnisse für die Begründung des Erbbaurechts  
Nicht ￿bersehen oder gar vernachl￿ssigt werden d￿rfen freilich die mit dem gesamten Erb-
baurecht einher gehenden Probleme und Vorbehalte, die sich vor allem darin manifestie-
ren, dass das Bodeneigentum hinsichtlich von Investitionsentscheidungen der Akteure auf 
dem Immobilienmarkt gegen￿ber dem Erbbaurecht als ￿Konkurrent￿ auftritt. Investoren 
w￿ssten die ￿konomischen Vorteile, die eine Eigent￿merstellung an Grund und Boden 
einschlie￿lich laufender Einnahmen und Verm￿genswert in H￿he des Verkehrs- bzw. Bo-
denrichtwerts mit sich br￿chte, durchaus zu sch￿tzen
84. 
 
Eine Konkurrenzsituation besteht dar￿ber hinaus zwischen den St￿dten und Gemeinden in 
Bezug auf Ansiedlungsentscheidungen von Investoren (Gewerbesteuerzahler) und Bewoh-
nern (Einkommensteuerzahler), mithin eine Situation, die in der kommunalen Praxis nicht 
selten zu einem verbilligten Verkauf von Grundst￿cken f￿hrt. Dar￿ber hinaus wurde auf 
Seiten der Politik bereits im Jahre 1997 erkannt, dass insbesondere den Kirchen wie auch 
den St￿dten und Gemeinden der Verzicht auf die (wie gesagt lediglich einmalig von den 
K￿mmerern zu vereinnahmenden) Erl￿se aus Grundst￿cksverk￿ufen eingedenk der nicht 
unproblematischen Haushaltslage naturgem￿￿ zunehmend schwerer f￿llt. 
 
Ein weiteres Hemmnis f￿r die Etablierung erbbaurechtlicher Fl￿chennutzungskonstruktio-
nen stellt nach wie vor die relativ unflexible Beleihungspraxis der Kreditinstitute dar, da 
lediglich ein Teil der Banken sich dazu in der Lage sieht, die Geb￿udekosten in gleichem 
Umfang zu finanzieren wie bei dem ￿Volleigentum￿; der entsprechend h￿here Eigenkapi-




                                                 
83 So Dieterich, in: Jenkis (Fn. 34), S. 525. 
 
84 Siehe v. Heynitz (Fn. 35), S. 35; Andres (Fn. 65), S. 51 f. 
 
85 Antwort der seinerzeitigen Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der SPD-Fraktion zu den Perspekti-
ven des Erbbaurechts v. 15.12.1997 (BT-Drs. 13/8932). 
 
  28Als konkurrenzf￿hig vermag das Erbbaurecht gegen￿ber dem Bodeneigentum aus dem 
soeben Geschilderten nur gestaltet zu werden, indem es dem Eigentum (vgl. Art. 14 GG, § 
903 BGB) rechtlich so weit wie m￿glich angen￿hert wird und einerseits dem Erbbau-
rechtsnehmer im Rahmen der Vertragsgestaltung den gr￿￿tm￿glichen Handlungs- und 
Bewegungsspielraum ￿berl￿sst sowie indem andererseits St￿dte und Gemeinden hinsicht-
lich der H￿he des Erbbauzinses und seiner Anpassung an die allgemeine Marktentwick-
lung (vgl. § 9a ErbbauVO) insbesondere zu Gunsten von Gewerbebetrieben, die eine bau-
liche Nutzung auf einer (innerst￿dtischen) Brachfl￿che ins Auge fassen, Kompromisse 
zulassen, etwa indem sie Investitionen auf solcherlei Brachfl￿chen subventionieren und f￿r 
eine gewisse Periode auf die Erhebung von Erbbauzinsen verzichten bzw. eine Anpassung 
dieser Zinsen lediglich als Inflationskompensation vereinbaren. 
 
Im Ergebnis kann es bei der Feststellung bleiben, dass das Erbbaurecht seinen ￿Konkur-
renzvorteil￿ gegen￿ber dem Bodeneigentum durch den Erwerb von Bauwerken ￿ wozu 
auch eine ￿Ruinenbebauung￿ gez￿hlt werden kann, die der Erbbauberechtigte in Stand 
setzt ￿ ohne wesentlichen Kapitalaufwand auszuspielen vermag. Im Gegenzug ￿erh￿lt￿ das 
Erbbaurecht den jeweiligen Rechtsausgebern den Zugriff auf das Erbbaugrundst￿ck, wenn 
das Erbbaurecht abl￿uft oder einer vorzeitigen Abl￿sung zugef￿hrt wird.   
 
10.  Beendigung des Erbbaurechts  
Die Anwendbarkeit des Erbbaurechts als zeitgem￿￿e und effektive M￿glichkeit der 
Fl￿chennutzungssteuerung wird ferner durch die Entsch￿digungsh￿he f￿r Bauwerke bei 
der Beendigung und zeitlichen Befristung des Erbbaurechts ganz ma￿geblich mit 
bestimmt. Das Erbbaurecht endet entweder durch Aufhebung nach § 26 ErbbauVO oder 
durch Zeitablauf nach § 27 ErbbauVO; eine vorzeitige Aufl￿sung ist lediglich mit 
Zustimmung des Erbbaurechtsgebers (Grundst￿ckseigent￿mers) durchf￿hrbar. Ein nach 
Beendigung des Erbbaurechts f￿lliger Entsch￿digungsanspruch resultiert aus dem 
￿bergang des Bauwerks in das Eigentum des Erbbaurechtsgebers, so dass der 
Erbbauberechtigte des ￿konomischen Werts derjenigen Grundst￿cke verlustig geht, die 
sich zum Zeitpunkt des Ablaufs in seinem Eigentum befanden.   
 
Um den wirtschaftlichen Bestand der durch Erbbaurecht genutzten Geb￿ude zu sichern, 
empfiehlt es sich in der Praxis, im Erbbaurechtsvertrag eine Verkehrswertentsch￿digung in 
  29H￿he von 100 v. H. oder wenigstens 95 v. H. bei Heimfall oder bei Erbbaurechtsende zu 
vereinbaren. Diese Regelung dient nicht zuletzt der Rechtssicherheit derjenigen Fl￿chen-




11.1  Stadt Saarbrücken  
Im Jahre 1997 hatte die Stadt Saarbr￿cken planerisch die Nachnutzung eines 32 ha umfas-
senden Gel￿ndes zu bew￿ltigen, auf dem sich ein Ausbesserungswerk der Deutschen Bahn 
AG befand, das man im selben Jahr schloss. Architektonisch wird das Gel￿nde durch die 
denkmalgesch￿tzte Industriearchitektur und eine weite Gleisharfe gepr￿gt. Im Jahre 1999 
entschloss sich die Stadt Saarbr￿cken zu dem Erwerb der Fl￿che sowie zur Vergabe der 
Folgenutzungen im Erbbaurecht. In ersten Bauabschnitten wurden nach dem st￿dtebauli-
chen Konzept f￿r das Gesamtareal ab dem Jahr 2000 die ehemaligen Kantinen-, Lager- und 
Verwaltungsgeb￿ude des ehemaligen Ausbesserungswerkes saniert, umgebaut und neuen 
gewerblichen Nutzungen zugef￿hrt.  
 
Insgesamt kann diagnostiziert werden, dass die stadtplanerisch verfolgte Revitalisierung 
einer ￿Bahnbrache￿ zielf￿hrend voran getrieben wurde und heute mit dazu beitr￿gt, be-
darfsgerecht optimal erschlossene Fl￿chen f￿r Existenzgr￿nder und expandierende Unter-
nehmen (insbesondere Dienstleistung, Gewerbe und Handwerk) zur Verf￿gung zu stellen, 
ohne im Au￿enbereich zus￿tzliche Gewerbeareale ausweisen zu m￿ssen.  
 
11.2  Stadt Gütersloh     
F￿r die Stadt G￿tersloh stellt das Erbbaurecht ein wichtiges Element des im Jahre 1996 
eingef￿hrten ￿kommunalen Baulandmanagements￿ dar. Dieses Managementkonzept ver-
folgt die Zielsetzung der Beschaffung neuen Baulandes, seine Erschlie￿ung und Ver￿u￿e-
rung gem￿￿ den st￿dtebaulichen Leitlinien. Die grunds￿tzliche bodenpolitische Strategie 
der Stadt G￿tersloh ist es, die Neuinanspruchnahme von Fl￿chen in dem Falle zu verhin-
dern, wenn der Stadt nicht ein Anspruch in H￿he von 40 v. H. des Fl￿chenanteils einge-
r￿umt wird, den sie verkaufen kann oder einer Vergabe im Erbbaurecht unterwirft.  
 
                                                 
86 v. Heynitz (Fn. 35), S. 32. 
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Das Nutzungsinteresse soll dabei in erster Linie auf diese in Rede stehenden Areale fokus-
siert werden. Ferner besteht seitens der Stadtverwaltung G￿tersloh die Ma￿gabe, dass der-
jenige, der ein st￿dtisches Baugrundst￿ck erwirbt, sein Bauvorhaben innerhalb von zwei 
Jahren zu realisieren hat, wodurch einer m￿glichen ￿Hortung￿ dieses Baugrundes ein ge-
wisser Riegel vorgeschoben und gew￿hrleistet wird, dass gesetzte stadtplanerische Zielvor-
stellungen ￿ die eine Inwertsetzung bislang brach liegenden Grund und Bodens umfassen ￿ 
zur Realisierung gelangen sowie im Rahmen der mittel- bis langfristigen Stadtplanung 
ausreichend Grundst￿cke verf￿gbar sind. Eine Vermarktung der Fl￿chen, die der Eigent￿-
mer in seinem Besitz beh￿lt, kann dieser zwar betreiben, muss hierbei indes die Bebauung 
innerhalb einer Frist von vier Jahren nach Erschlie￿ung sicherstellen.  
 
11.3 Stadt  Böblingen 
Soziale Zielsetzungen verfolgt die Stadt B￿blingen mit der Vergabe des Erbbaurechts: In  
einem neuen Wohngebiet ist entsprechend der st￿dtischen Konzeption zur dezentralen Ver-
sorgung mit Pflegepl￿tzen die Errichtung eines Pflegeheims geplant. Die Kommune stellt 
daf￿r einer Stiftung als Tr￿gerin des Heims Grundst￿cke im Erbbaurecht zur Verf￿gung. 
Geplant ist ein Wohn￿ und Pflegezentrum mit 40 Dauerpflegepl￿tzen, 4 Kurzzeitpflege-
pl￿tzen und 2-3 integrierten Tagespflegepl￿tzen f￿r pflegebed￿rftige ￿ltere Menschen und 
mit multifunktional nutzbaren R￿umen f￿r weitere Angebote an B￿rger, die in der Umge-
bung des Hauses wohnen.  
 
11.4 Kurzbeispiele:  Städte Kiel und Halle/Saale 
 
Die Stadt Kiel schlie￿lich verwaltet derzeit etwa 1.550 Erbbaurechte und stellt die Vergabe 
dieser Rechte unter den Vorbehalt des kosteng￿nstigen, gemeinschaftlichen Bauens 
vornehmlich auf Brachfl￿chen; auf Veranlassung der Oberfinanzdirektion (OFD) 
Magdeburg wandte die Stadt Halle/Saale f￿r eine Konversionsma￿nahme auf einer 
ehemaligen Milit￿rfl￿che zu Gunsten von Wohnbebauung ein Modell des Erbbaurechts 
n
87.  a  
 
 
87 Apel et al. (Fn. 4), S. 239. 